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Ein grüner Präsident in der 
blauen Republik

Der Grüne Alexander Van der Bel-
len ist mit hauchdünnem Vorsprung 
zum Präsidenten von Österreich ge-
wählt worden. Allerdings bleibt we-
gen des überragenden Stimmerfolges 
der rechtspopulistischen FPÖ die 
Herausforderung des Überganges in 
eine blaue Republik. Mehr... ...

Der Hype um »Nuit Debout«

Die Leute der Bewegung »Nuit De-
bout« interessieren die Ränkespiele, 
wer Präsidentschaftskandidat wird, 
nur am Rande. Die Versammlungen 
gibt es in einigen Großstädten. Aber 
sie sind nicht das neue große Ding, 
das sich manche deutschen Presseor-
gane davon versprechen. ...

Das Verbrechen zu berichten

Gefängnis für einen investigativen 
Zeitungsbericht: Das ist Rachejustiz, 
initiiert im Präsidentenpalast in An-
kara und exekutiert von willfährigen 
Richtern. Cumhuriyet-Chefredak-
teur Can Dündar und der Journalist 
Erdem Gül wurden für schuldig be-
funden, »geheime« Dokumente ver-
öffentlicht zu haben, die türkische 
Waffenlieferungen im Jahr 2015 an 
IS-Djihadisten in Syrien belegen. ...
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Kritik nicht den Rechten überlassen 
Zur inhaltlichen Auseinandersetzung mit der AfD

von Ralf Krämer

In Sozialismus 4/2016 haben sich Joa-
chim Bischoff und Bernhard Müller 
mit den Auffassungen der AfD und ih-
rer WählerInnen beschäftigt. Es bringe 
nichts, sie pauschal als Rassisten oder 
Rechtsextreme abzustempeln. Aber 
auch »Neoliberalismus« als »Univer-
salschlüssel« treffe nicht. Sie plädieren 
für eine grundsätzliche konfrontative 
Auseinandersetzung, die den Rechtspo-
pulismus genauer trifft. 

Das sehe ich auch so. Bei ihrer kri-
tischen Darstellung rechtspopulistischer 
Positionen entsteht aber zumindest der 
Eindruck, auch wo es nicht explizit for-
muliert wird, zu den von den Rechtspo-
pulisten angesprochenen Punkten 
müsse aus Prinzip immer eine völlig 
konträre Position eingenommen wer-
den. 

Dabei berücksichtigen sie m.E. nicht 
hinreichend, dass die rechten Parolen 
zu einigen Fragen in verdrehter Weise 
Probleme reflektieren, derer sich auch 
Linke kritisch annehmen müssen.

Partei und Stellung) oder gar Intellek-
tuelle.

Abstrusen Verschwörungstheorien 
und dem Anspruch der Rechten, »die 
Wahrheit« zu sagen, muss ebenso ent-
gegengetreten werden wie pauschalen 
»Lügenmedien«-Anwürfen, vor allem 
wenn damit die öffentlich-rechtlichen 
Medien infrage gestellt werden sollen. 
Andererseits ist konkrete Medienkri-
tik ein traditionell linkes Anliegen und 
angesichts nicht selten verfälschender 
oder tendenziöser Darstellungen und 
der Abhängigkeit privater Medien von 
Kapitalinteressen und der Verflech-
tungen führender Medienmenschen mit 
neoliberalen und neokonservativen Eli-
tennetzwerken mehr als notwendig. Die 
Nachdenkseiten oder auch diverse Ka-
barettisten praktizieren das mustergül-

So ist eine Kritik der neoliberalen 
Globalisierung und EU-Integration und 
auch eine Diskussion über sozial und 
ökologisch ausgerichteten Protektionis-
mus ein linkes Thema, das den Rechten 
nicht überlassen werden darf. Attac hat 
sich wesentlich an dieser Frage gegrün-
det. Auch eine Stärkung der wirtschaft-
lichen Rolle des Staates, besonders der 
Kommunen, und eine Kritik der ver-
selbständigten politischen Eliten sind 
linke Themen. Der Kernpunkt ist, dass 
Linke einer Deutung sozialer und poli-
tischer Probleme als nationale Fragen 
widersprechen und sie stattdessen als 
Klassenfragen und bedingt durch den 
neoliberalen Kapitalismus darstellen 
müssen. Auch die Ansprache von Men-
schen als »Wir hier unten« sollten wir 
nicht den Rechten überlassen, sondern 
klar machen, dass »die da oben« die Su-
perreichen, die Konzerne und ihre Bosse 
usw. also die Eliten der herrschenden 
kapitalistischen Klasse sind, nicht etwa 
Politiker als solche (also egal welcher 

Ralf Krämer ist Mitglied im BundessprecherIn-
nenrat der Sozialistischen Linken in der Partei 
DIE LINKE. 2015 erschien im VSA: Verlag sein 
Buch »Kapitalismus verstehen. Einführung in 
die politische Ökonomie der Gegenwart«.

»
n

o 
id

en
ti

ty
«

 v
on

 fl 
ic

kr
/H

aP
e_

G
er

a,
 



64  Sozialismus 6/2016 www.sozialismus.de

tig und müssen gestärkt werden, auch 
wenn sie selbst gelegentlich kritisch zu 
hinterfragen sind. Es wäre eine Ver-
zerrung und Verharmlosung der Rea-
lität, bei zentralen Fragen einfach von 
einer »Pluralität von Diskursen und 
Meinungen« auszugehen. Marx’ Motto 
»de omnibus dubitandum« (an allem 
ist zu zweifeln) ist heute wichtiger denn 
je – gegenüber Verschwörungstheorien 
und Wahrheitsansprüchen von Rechten 
ebenso wie von anderen Seiten und ins-
besondere auch von Regierungen und 
Massenmedien. Quellenvielfalt und all-
seits kritische Rezeption sind angesagt.

Die nationalistische, wohlfahrtschau-
vinistische oder sogar völkisch begrün-
dete Gegenposition der AfD gegen die 
EU, den Euro und die bisherige »Ret-
tungspolitik« gegenüber den Krisen-
staaten muss zurückgewiesen wer-
den. Der rassistischen Propaganda der 
Rechtspopulisten und der von ihnen 
geforderten Politik der Abschottung, 
Abschreckung und Abschiebung von 
Flüchtlingen müssen sich Linke entge-
genstellen und für Menschenrechte und 
eine solidarische Aufnahme und Inte-
gration der Schutz suchenden Menschen 
eintreten. Aber zugleich müssen die da-
mit verbundenen Herausforderungen 
ernst genommen und nicht schön gere-
det werden. Im Mittelpunkt linker Po-
litik müssen die sozialen Interessen der 
hierzulande lebenden Menschen, seien 
sie hier geboren oder eingewandert, und 
die soziale Gestaltung ihrer Arbeits- und 
Lebensverhältnisse stehen. Dabei spie-
len Regelungen und Auseinanderset-
zungen auf der (national-)staatlichen 
Ebene weiterhin die zentrale Rolle, auch 
zur Durchsetzung einer international 
solidarischen Politik.1

Zugleich darf berechtigte Kritik an 
der EU, am Euro und der »Rettungs-
politik« nicht den Rechten überlassen 
werden. Es war die PDS, die damals ge-
gen die Einführung des Euro gestimmt 
hat, und DIE LINKE, die im Bundes-
tag und im Europäischen Parlament 
nicht nur gegen die Asylrechtsverschär-
fungen, sondern auch gegen die antiso-
ziale und undemokratische Politik der 
EU, der EZB und des IWF gegenüber 
den Krisenstaaten gestimmt hat. Nicht 
weil diese und die fortschreitende au-
toritär-neoliberale Formierung der EU 

vermeintlichen deutschen »nationalen 
Interessen« widerspräche, sondern weil 
es eine Politik im Interesse der Banken, 
der Reichen und der Konzerne und ge-
gen die Mehrheit der Bevölkerung ist. 

Ebenso fatal wäre es, angesichts der 
von rechts vorgetragenen Kritik an der 
NATO und ihrer antirussischen Politik 
nun von Links auf solche Kritik zu ver-
zichten. Der Unterschied besteht darin, 
dass die AfD für eine eigenständige na-
tionale Aufrüstung und imperialistische 
Politik ist, während die Linke für Ab-
rüstung, Entspannung, gute Nachbar-
schaft und Zusammenarbeit und inter-
nationale Solidarität und Unterstützung 
für die weniger entwickelten Länder der 
Erde eintritt. Seit dem AfD-Programm-
parteitag ist auch klar, dass DIE LINKE 
die einzige relevante Partei ist, deren 
Kritik an der NATO ernst gemeint und 
mit dem Ziel ihrer Auflösung und einem 
Ausstieg Deutschlands aus der militä-
rischen Integration verbunden ist, wäh-
rend die AfD weiter in der NATO mit-
machen will. Die Linke muss mehr als 
bisher klar machen, dass kapitalistische 
und imperialistische Internationalisie-
rung etwas ganz anderes ist als die soli-
darische Überwindung nationaler Enge 
und Borniertheit, die Linke anstreben.

In der Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik gibt die AfD ein widersprüchliches 
Bild ab. Einerseits ist sie radikal ne-
oliberal, gewerkschaftsfeindlich und 
anti-wohlfahrtsstaatlich sowie konser-
vativ-familienorientiert und gegen Frau-
enemanzipation. Hier müssen Linke 
Aufklärungsarbeit leisten und lohnab-
hängigen oder sozial benachteiligten 
Frauen und Männern und insbesondere 
auch Eltern klar machen, dass diese Po-
litik frontal gegen ihre Interessen ge-
richtet ist. Andererseits repräsentiert 
die AfD aber auch einen nach rechts ge-
wendeten Protest gegen Neoliberalis-
mus und Globalisierung. Sie artikuliert 
dabei Ängste und Verunsicherung von 
sich sozial bedroht fühlenden Teilen der 
Bevölkerung und auch Interessen von 
regional und binnenwirtschaftlich aus-
gerichteten Fraktionen des kleineren 
und mittleren Kapitals, die sich von 
der neoliberalen Globalisierung, die 
die großen Konzerne und internatio-
nalen Finanzinvestoren begünstigt, be-
drängt sehen. Diese wenden sich des-
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Ausgabe 2|16

Flucht & 
Integration

Welche Hilfen brauchen 
traumatisierte Menschen, 
welche unbegleitete minder-
jährige Flüchtlinge? Womit 
kämpfen ehrenamtliche 
HelferInnen und was sind die 
besonderen Schwierigkeiten 
bei der Berufsausbildung 
junger Flüchtlinge? Und wie 
muss es bei den Themen 
Unterbringung und Finanzie-
rung weitergehen? 

Antworten auf diese 
drängenden Fragen gibt die 
AKP-Ausgabe 2|2016.

Einzelpreis der AKP: 11 Euro plus 1,30 Euro 
Versand | Abopreis (6 Ausgaben): 60 Euro

AKP – Alternative Kommunalpolitik
Luisenstraße 40 | 33602 Bielefeld
Ruf  0521.177517 | Fax  0521.177568

www.akp-redaktion.de

Weitere Themen:  
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halb z.B. gegen Freihandelsabkommen 
wie TTIP und CETA oder fürchten, dass 
ihre Vermögen ggf. zu erneuten Banken-
rettungen irgendwo in der EU herange-
zogen werden.

Hier gibt es durchaus Übereinstim-
mungen mit linken, sozial, verbraucher-
politisch oder ökologisch begründeten 
Positionen. Auch die wirtschaftspoli-
tische Förderung regional ausgerichte-
ter kleinerer Unternehmen ist Linken 
nicht fremd und wird etwa vom be-
freundeten Wirtschaftsverband OWUS 
eingefordert. Linke wären nicht gut be-
raten, diese Fragen rechts liegen zu las-
sen. Allerdings sind die linken Antwor-
ten weitgehend andere, nämlich dass 
eine Stärkung der Masseneinkommen 
und öffentlicher Ausgaben regional und 
binnenwirtschaftlich ausgerichteten Un-
ternehmen nützt und dass Mindestlohn 
und allgemein verbindliche Tarife kor-
rekt zahlende Betriebe vor Dumping-
konkurrenz schützen. Die Beachtung 
und Stärkung der Rechte der Beschäf-
tigten und ihrer Gewerkschaften ist eine 
zentrale linke Position, an der nötigen-
falls auch kontroverse Diskussionen zu 
führen sind.

Die Rechtspopulisten treten öffent-
lich auch mit Forderungen nach direkter 
Demokratie an und versuchen damit für 
sich Stimmung zu machen. Bischoff und 
Müller kritisieren dies als »Verschwei-
zerung Deutschlands« und wenden sich 
gegen einen »inhaltsleeren Verweis auf 
Bürgerbeteiligung«. Auch hier schüt-
ten sie m.E. das Kind mit dem Bade aus. 
Die Kritik an einer Abschottung der po-
litischen Eliten von den »einfachen Leu-
ten« und Forderungen nach einer De-
mokratisierung der Demokratie unter 
anderem durch die Stärkung von Volks-
begehren und Volksentscheiden wer-
den seit Langem von der politischen 
Linken vorgetragen und dies muss auch 
weiter ein linkes Anliegen bleiben. Das 
gilt auch für die Kritik an der Finanzie-
rung der Parteien – allerdings nicht an 
der staatlichen Finanzierung, sondern 
an ihrer steuerlich begünstigten Finan-
zierung durch Reiche und große Unter-
nehmen. Der verbreitete Eindruck po-
litischer Machtlosigkeit hat ja reale 
Gründe. Statt allerdings wie die Rech-
ten Eigeninteressen der politischen Eli-
ten oder Bürokratisierung zum Haupt-

problem zu erklären, müssen Linke die 
Abhängigkeit und Ausrichtung der Po-
litik an kapitalistischen Interessen im-
mer wieder zum Thema machen und an-
greifen.

Fazit: DIE LINKE darf auf die Kri-
tik von rechts an der herrschenden Poli-
tik und am »System« nicht so reagieren, 
dass sie anfängt, diese zu verteidigen. 
Wenn die LINKE als sozusagen linker 
Flügel des Etabliertenkonsenses und 
(wenngleich kritischer, aber doch) Legi-
timationsbeschaffer für die real existie-
rende Postdemokratie erschiene, dann 
würde dies der weiteren Stärkung der 
Rechten als vermeintlich einzige Alter-
native dagegen den Weg bereiten. Auch 
wenn die Bedingungen sich unterschei-
den, zeigt Bernie Sanders in den USA, 
wie die Unzufriedenheit und Abneigung 
vieler Menschen gegenüber der sozialen 
Ungerechtigkeit und der Verquickung 
des politischen Establishments mit Ka-
pitalinteressen von links angesprochen, 
zugespitzt und in Mobilisierung für 
eine linke Alternative umgesetzt wer-
den kann. Ohne ein notwendiges Maß 
an links-populärer Ansprache, die Stim-
mungen aufgreift und nicht nur rein ra-
tional argumentiert, wird das nicht ge-
lingen können.

Bei aller Notwendigkeit, Nationalis-
mus, Rassismus und die AfD aktiv zu 
bekämpfen, der autoritäre Neolibera-
lismus ist weiterhin Hauptproblem und 
Hauptgegner. Er ist Ursache vieler auch 
dem Aufstieg der Rechten zugrunde lie-
gender Probleme, und vor allem be-
stimmt er die herrschende Politik und 
die reale Entwicklung. Die Hauptgefahr 
für Demokratie und Sozialstaat droht 
zunächst mal von hier. Es kommt darauf 
an, eine linke Alternative dagegen wie-
der stärker wahrnehmbar und politisch 
relevant zu machen. Es muss stärker als 
bisher im politischen Profil der LINKEN 
deutlich werden, dass sie die einzige 
wirkliche, soziale, demokratische und 
humane Alternative zur herrschenden 
Politik ist.

1 Vgl. dazu ausführlicher Ralf Krämer: Über-
dehnter Anspruch. Gegen die Illusionen vom 
transnationalen Proletariat, in Neues Deutsch-
land am 9.5.2016, www.neues-deutschland.de/
artikel/1011109.ueberdehnter-anspruch.html.
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